
Kurzbericht - 68 

Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen 

(59. - öffentliche - Sitzung am 25. November 2020) 

Beratungsthemen: 

1. Unterrichtung durch die Landesregierung über ein außerordentliches 
Vorkommnis in der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
 

Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen. Er kam überein, die Unterrichtung in 

einer der nächsten Sitzungen fortzusetzen, und zwar in nicht öffentlicher oder 

vertraulicher Sitzung. 

  

2. a) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Niedersächsischen Verfassung 

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP - Drs. 18/4494 

dazu gemäß § 23 Abs. 1 S. 2 GO LT: 

Klimaschutz in Niedersachsen 

Antrag der Fraktion der FDP – Drs. 18/4495 

 

 b) Entwurf eines Niedersächsischen Gesetzes zur Förderung des 

Klimaschutzes und zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels 

(Niedersächsisches Klimagesetz - Nds. KlimaG) 

Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/4499 

 

 c) Entwurf eines Niedersächsischen Gesetzes zur Förderung des 

Klimaschutzes und zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels 

(Niedersächsisches Klimagesetz - NKlimaG) 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/4839 

 

 hierzu: Eingaben 01183/01/18 und 00919/01/18 

  

Der - federführende - Ausschuss begann mit der Beratung des Gesetzentwurfes 

der Fraktionen der SPD und der CDU. 

 

3. Entwurf eines Gesetzes zum Ersten Medienänderungsstaatsvertrag 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/6914 

 

Der - federführende - Ausschuss beriet über den Gesetzentwurf. Vorbehaltlich der 

Zustimmung des - mitberatenden - Ausschusses für Haushalt und Finanzen 

empfahl er dem Landtag, den Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU, GRÜNE 

Ablehnung:  - 

Enthaltung:  FDP 

 

Berichterstatter (schriftlicher Bericht): Abg. Scharrelmann. 

  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04001-04500/18-04494.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04001-04500/18-04495.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04001-04500/18-04499.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04501-05000/18-04839.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06914.pdf
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4. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Kammergesetzes für die Heilberufe in 

der Pflege 

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD - Drs. 18/5633 

 

Der - mitberatende - Ausschuss schloss sich der Beschlussempfehlung des - 

federführenden - Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung an, den 

Gesetzentwurf im Hinblick auf der Auflösung der Fraktion der AfD für erledigt zu 

erklären. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU, GRÜNE, FDP 

Ablehnung:  - 

Enthaltung:  - 

 

5. a) Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Haushaltsplans für das 

Haushaltsjahr 2021 (Haushaltsgesetz 2021 - HG 2021 -) 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/7175 neu 

 

 b) Mittelfristige Planung des Landes Niedersachsen 2020 - 2024 

Unterrichtung durch die Landesregierung - Drs. 18/7330 

 

 hierzu: Eingabe 01954/01/18 

 

Der Ausschuss behandelte die Eingabe. Damit schloss er seine Beratungen über den 

Einzelplan 11 des Haushaltsplanentwurfes ab. 

  

6. Entwurf eines Niedersächsischen Gesetzes über die Unterrichtung des Landtages 

durch die Landesregierung (Niedersächsisches Parlamentsinformationsgesetz - 

NPIG) 

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP - Drs. 18/4498 

 

Der Ausschuss schloss die Gesetzesberatung ab. Er empfahl dem Landtag, den 

Gesetzentwurf abzulehnen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU 

Ablehnung:  GRÜNE, FDP 

Enthaltung:  - 

 

Auf eine Berichterstattung verzichtete der Ausschuss. 

  

7. Entwurf eines Gesetzes zur Beteiligung von Verbänden und der Öffentlichkeit bei 

Maßnahmen nach dem Infektionsschutzgesetz des Bundes 

Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/7766 

 

Der Ausschuss bat die Landesregierung, in einer der nächsten Sitzungen zu dem 

Gesetzentwurf Stellung zu nehmen. 

  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/05501-06000/18-05633.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/07001-07500/18-07175.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/07001-07500/18-07330.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04001-04500/18-04498.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07766.pdf
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8. Reform des Sanierungs- und Insolvenzrechts - Zuständigkeit der Amtsgerichte 

für Insolvenzverfahren im Flächenland Niedersachsen erhalten! 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/7830 

 

Der Ausschuss beriet über den Antrag. Er empfahl dem Landtag, den Antrag 

unverändert anzunehmen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU, GRÜNE, FDP 

Ablehnung:  - 

Enthaltung:  - 

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07830.pdf

